Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1926 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über vordringliche Maßnahmen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung und Ergänzung des Zweiten Buches 
der Reichsversicherungsordnung 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
— Krankenversicherung — wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 165 Abs. 1 Nr. 2, in §§ 166 und in 176 
Abs. 1 werden die Worte „7920 Deutsche 
Mark" durch die Worte „9000 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

2. In § 179 Abs. 1 wird vor dem Wort „Kranken- 
hilfe" das Wort „Vorsorgehilfe," eingefügt. 

3. In § 180 Abs. 1 werden die Worte „22 Deutsche 
Mark" durch die Worte „25 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

4. Nach § 180 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„I a. Vorsorgehilfe 
§ 181 

Als Vorsorgehilfe werden zur Erhaltung der 
Gesundheit und zur Verhütung von Krankhei- 
ten ärztliche und zahnärztliche Vorsorgeunter- 
suchungen gewährt. Näheres über Art und 
Umfang der ärztlichen und zahnärztlichen Vor- 
sorgeuntersuchungen bestimmt die Satzung. 


Die Satzung kann auch bestimmen, daß für 
Versicherte, die sich regelmäßig zahnärzt- 
lichen Vorsorgeuntersuchungen sowie der 
notwendigen Behandlung unterzogen haben, 
erhöhte Zuschüsse zu den Kosten für Zahn- 
ersatz, Zahnkronen und Stiftzähne gewährt 
oder die gesamten Kosten hierfür übernom- 
men werden. 

§ 181 a 

Die Kasse kann Vorsorgekuren oder zu deren 
Kosten Zuschüsse gewähren, wenn diese nach 
ärztlichem Gutachten zur Erhaltung der Ge- 
sundheit oder zur Verhütung von Krankheiten 
des Versicherten erforderlich sind und sicher- 
gestellt ist, daß sie unter ärztlicher Aufsicht 
durchgeführt werden. 

§ 181 b 

Die Kasse kann dem Versicherten sonstige 
Sach- und Geldleistungen zur Erhaltung der 
Gesundheit und zur Verhütung von Krankhei- 
ten gewähren. 

§ 181 c 

Die Kasse kann Mittel für allgemeine Maß- 
nahmen zur Erhaltung der Gesundheit und zur 
Verhütung von Krankheiten verwenden. 

§ 181 d 

Die Bundesregierung hat den gesetzgeben- 
den Körperschaften bis zum 30. Juni jeden Jah- 
res, erstmalig bis zum 30. Juni 1962, über die 
im vorausgegangenen Jahr von den Kassen ge- 
währten Vorsorgeuntersuchungen, Vorsorge- 
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kuren, sonstigen Einzelleistungen der Vor- | 
sorgehilfe und die für allgemeine Maßnahmen | 
der Vorsorgehilfe verwendeten Mittel zu be- ' 
richten. In dem Bericht sind auch die bei der I 
Gewährung von Vorsorgehilfe gewonnenen Er- 
fahrungen darzulegen." 


5. § 182 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Krankengeld in Höhe von fünfujidsechzig 
vom Hundert des Grundlohns für jeden 
Kalendertag, wenn die Krankheit den Ver- 
sicherten arbeitsunfähig macht. Das Kran- 
gengeld erhöht sich für einen Versicherten 
mit einem Angehörigen, den er bisher ganz 
oder überwiegend unterhalten hat und der 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt, 
um einen Zuschlag von vier vom Hundert 
des Grundlohns, für jeden weiteren sol- 
chen Angehörigen um je weitere drei vom 
Hundert des Grundlohns. Der Gesamtbetrag 
von Krankengeld und Zuschlägen darf fünf- 
undsiebzig vom Hundert des Grundlohns 
nicht übersteigen. Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 bezeichneten Versicherten haben 
keinen Anspruch auf Krankengeld." 


6. § 183 erhält folgende Fassung; 

.§ 183 

(1) Die Krankenpflege wird ohne zeitliche | 
Begrenzung gewährt. Sie endet spätestens ! 
sechsundzwanzig Wochen nach dem Ende der 
Mitgliedschaft. 

(2) Das Krankengeld wird ohne zeitliche Be- 
grenzung gewährt. Ist der Versicherte erwerbs- i 
unfähig oder erfüllt er die Voraussetzungen | 
für Gewährung von Altersruhegeld, so wird 
Krankengeld für höchstens achtundsiebzig 
Wochen gewährt. Wird dem Versicherten wäh- i 
rend der Arbeitsunfähigkeit Rente wegen Er- I 
werbsunfähigkeit oder Altersruhegeld der ge- 
setzlichen Rentenversicherung oder Vollrente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung zuge- 
billigt, so wird das Krankengeld um den Betrag 
der für den gleichen Zeitraum gewährten Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit, des Altersruhegel- 
des oder der Vollrente gekürzt." 


7. § 184 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

;, (1) An Stelle der Krankenpflege hat die 
Kasse Krankenhauspflege zu gewähren, 
wenn sie erforderlich ist, um die Krankheit 
zu erkennen oder zu behandeln. Die Kran- 
kenhauspflege wird ohne zeitliche Begren- 
zung gewährt. § 182 Abs. 2 gilt entspre- 
chend. Die Gewährung von Krankenhaus- ; 
pflege bedarf der Zustimmung des Kran- | 
ken." i 
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b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Kasse kann Krankenhauspflege 
gewähren, wenn die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Satz 1 nicht vorliegen, jedoch die 
Aufnahme in ein Krankenhaus aus beson- 
deren Gründen erforderlich erscheint." 


8. § 185 erhält folgende Fassung: 

„§ 185 

(1) Die Kasse hat mit Zustimmung des Ver- 
sicherten Hilfe und Wartung durch Kranken- 
pfleger, Krankenschwestern oder andere geeig- 
nete Personen zu gewähren, wenn die Auf- 
nahme des Kranken in ein Krankenhaus gebo- 
ten, aber nicht ausführbar ist oder ein wichti- 
ger Grund vorliegt, den Kranken in seinem 
Haushalt oder seiner Familie zu belassen-. 

(2) Die Kasse kann einen Zuschuß zu den 
Kosten einer Hauspflegerin gewähren, insbe- 
sondere dann, wenn einem Versicherten, in 
dessen Haushalt mindestens ein Kind unter 
sechzehn Jahren oder ein pflegebedürftiger 
Familienangehöriger leben, Krankenhaus- 
pflege gewährt wird." 

9. § 186 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Wird dem Versicherten Krankenhaus- 
pflege gewährt, so ist an Steile von Kran- 
kengeld Hausgeld zu zahlen; es beträgt 
vierzig vom Hundert des Krankengeldes."; 

b) in Satz 2 werden die Worte „sechsund- 
sechzigzweidrittel vom Hundert" durch 
„fünfundsiebzig vom Hundert" ersetzt. 

10. a) In § 187 werden die Nummern 1 und 4 ge- 

strichen. Die Nummer 2 wird Nummer 1, die 
Nummer 3 wird Nummer 2; 

b) in der neuen Nummer 1 werden die Worte 
„bis zur Dauer eines Jahres nach Ablauf der 
Krankenhilfe" gestrichen. 

11. § 188 wird gestrichen. 

12. In § 189 Abs. 1 Satz 2 wird der letzte Halbsatz 
„sie kann zugleich das Krankengeld (§ 182 
Abs. 1 Nr. 2) nach Wegfall des Arbeitsentgelts 
auf sechzig vom Hundert des Grundlohns er- 
höhen" gestrichen. 

13. § 191 Abs. 2 wird gestrichen. 

14. In § 195 a Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte 
„10 Deutsche Mark" durch die Worte „50 Deut- 
sche Mark" und die Worte „6 Deutsche Mark" 
durch die Worte „20 Deutsche Mark" ersetzt. 
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15. § 196 erhält folgende Fassung: ' 

I 

.§ 196 1 

Der Schwangeren ist auf ihren Wunsch an ! 
Stelle dos einmaligen Beitrages zu den sonsti- 
gen Kosten der Entbindung für die Dauer von ; 
höchstens zehn Tagen Pflege in einer Entbin- ' 
dungs- oder Krankenanstalt zu gewähren. § 184 | 
Abs. 5 und § 185 Abs. 2 gelten entsprechend. ' 
§ 186 findet keine Anwendung." 

16. Es wird folgender § 200 eingefügt: 


für Kinder bis zur Vollendung des fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahres gewährt, die in- 
folge körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. 
Die Satzung kann für diese Kinder eine 
höhere Altersgrenze festsetzen. Die Satzung 
kann bestimmen, daß auch für sonstige An- 
gehörige Familienhilfe gewährt wird, die 
mit dem Versicherten in häuslicher Gemein- 
schaft leben und von ihm ganz oder über- 
wiegend unterhalten werden." 

c) Absatz 5 wird gestrichen. 


.§ 200 

Der Bund erstattet der Kasse die Aufwendun- 
gen für Wochenhilfe und Familienwochenhilfe, 
ausgenommen die Aufwendungen für ärztliche 
Behandlung, Arzneien und kleinere Heilmittel 
sowie für Pflege in einer Entbindungs- oder 
Krankenanstalt. " 


20. §§ 205 a, 205 b und 205 d werden gestrichen. 

21. § 368 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. Absatz 2 wird Ab 
satz 1. 


17. In § 201 werden die Worte „das Zwanzigfache" ■ 
durch die Worte „das Dreißigfache" und die | 
Worte „einhundert Deutsche Mark" durch ' 
die Worte „vierhundert Deutsche Mark" ersetzt. | ^ 


b) In dem neuen Absatz 1 werden hinter dem 
Wort „Zulassung" die Worte „zur kassen- 
ärztlichen Tätigkeit" eingefügt. 


2. § 368 c wird wie folgt geändert: 


18. § 204 erhält folgende Fassung: 

.§ 204 

Die Satzung kann das Sterbegeld bis zum 
Vierzigfachen des Grundlohns erhöhen." 


19. § 205 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Versicherte erhalten für den unter- 
haltsberechtigten Ehegatten und für die i 
unterhaltsberechtigten Kinder Vorsorge- 
hilfe, Krankenpflege, Krankenhauspflege so- 
wie Leistungen nach §§ 185 und 187 unter 
den gleichen Voraussetzungen und im glei- 
chen Umfange wie für sich selbst (Familien- 
hilfe). Als Familienhilfe wird ferner Wo- 
chenhilfe nach §§ 195 a bis 196 sowie bei 
Tod des Ehegatten oder eines Kindes 
Sterbegeld nach §§ 201 bis 204 gewährt. Für 
den Tod eines Kindes vor Vollendung des ^ 
zwölften Lebensjahres wird Sterbegeld in 
halber Höhe gewährt. Bei Totgeburten kann 
die Satzung ein Sterbegeld zubilligen. Fami- 
lienhilfe wird nicht gewährt, wenn der Ehe- , 
gatte und das Kind anderweit einen gesetz- i 
liehen Anspruch auf Leistungen der in Satz 1 
bis 4 bezeichneten Art haben." ' 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Familienhilfe wird für Kinder bis zur 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres, 
bei Schul- oder Berufsausbildung bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahres gewährt. Familienhilfe wird ferner 


a) Absatz 2 Nr. 1 wird gestrichen. Die Nummern 
2 bis 13 werden Nummer 1 bis 12; 

b) Folgende neue Absätze 4 und 5 werden an- 
gefügt: 

„(4) Die Zulassungsordnungen müssen 
auch Vorschriften über Maßnahmen zur Si- 
cherstellung der kassenärztlichen Versor- 
gung enthalten; sie gilt nicht als sicherge- 
stellt, wenn ein Kassenarztsitz drei Monate 
nach Ausschreibung noch unbesetzt ist. Zur 
Sicherstellung der kassenärztlichen Versor- 
gung ist eine erneute Ausschreibung des 
Kassenarztsitzes im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes unter Garantie einer Mindestein- 
nahme vorzunehmen. Die Zulassungsord- 
nungen regeln das Nähere, insbesondere 
über Höhe der Mindestvergütung, Zeitdauer, 
für die sie zu gewähren ist, und die Auf- 
bringung der Mittel. Sie können die Rege- 
lung von Einzelheiten den Zulassungsaus- 
schüssen übertragen. 

(5) Die Zulassungsordnungen müssen fer- 
ner Vorschriften über Maßnahmen zur Siche- 
rung der kassenärztlichen Versorgung vor- 
sohen, sofern ein Kassenarztsitz auch nach 
Durchführung der Maßnahmen gemäß Ab- 
satz 4 unbesetzt bleibt. Zur Beseitigung 
eines Notstandes können die Zulassungs- 
ausschüsse ermächtigt werden, die Zulas- 
sung für den übrigen Zulassungsbezirk oder 
' Teile dieses Bezirkes oder für bestimmte 
Fachrichtungen zu sperren. Die Zulassung 
darf nicht für Ärzte gesperrt werden, die 
mindestens zehn Jahre nach der Approba- 
tion eine ärztlicheTätigkeit ausgeübt haben," 
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Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches 
der Reichsversicherungsordnung 

Das Fünfte Buch der Rcichsversicherungsordnung 
— Beziehungen der Versicherungsträger zuein- 
ander und zu anderen Verpflichteten — wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1504 erhält folgende Fassung: 

„§ 1504 

(1) Ist eine Krankheit die Folge eines Unfalls, 
den ein Träger der Unfallversicherung zu ent- 
schädigen hat, so hat dieser dem Träger der 
Krankenversicherung die Aufwendungen zu er- 
statten, jedoch nicht die Aufwendungen für 
kassenärztliche Behandlung und Versorgung 
mit Arzneien und kleineren Heilmitteln. 

(2) Der Träger der Krankenversicherung hat 
keinen Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, 
wenn er die in § 1503 vorgeschriebene Anzeige 
nicht rechtzeitig erstattet. 

(3) Die Träger der Krankenversicherung und 
die Träger der Unfallversicherung sollen eine 
Vereinbarung über eine Pauschalierung der Er- 
stattungsbeträge oder einen Teil der Erstattungs- 
beträge treffen." 

2. Die §§ 1505, 1507, 1509 werden gestrichen. 

3. § 1510 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Der Träger der Unfallversicherung hat dem 
Beauftragten die aus dem Auftrag erwachsenen 
Kosten zu ersetzen," 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter 
im Krankheitsfalle 

Das Gesetz zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherung der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 
26. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I. S. 649) wird wie 
folgt geändert: 


In § 1 Absatz 1 werden die Worte „neunzig vom 
Hundert des Nettoarbeitsentgeltes'' ersetzt durch 
die Worte „dem Nettoarbeitsentgelt". 

Artikel 4 

Überleitungsvorschriften 

§ 1 

Wer bei einem Krankenversicherungsunter- 
nehmen versichert ist und durch dieses Gesetz 
nach Artikel 1 Nr. 1 versicherungspflichtig wird, 
kann den Versicherungsvertrag zum Ende des Mo- 
nats kündigen, in dem er den Beginn der Ver- 
sicherungspflicht nachweist. 

§ 2 

Für Versicherungsfälle, die vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eingetreten und bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, wer- 
den die höheren Leistungen vom Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes an nach neuem Recht gewährt. 

§ 3 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat unverzüglich die Zulassungsordnung für Kas- 
senärzte vom 28. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I. S. 
572) und die Zulassungsordnung für Kassenzahn- 
ärzte vom 28. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. 1. S. 582) 
unter Berücksichtigung von Artikel 1 Nr. 21 und 22 
zu ändern und die Zulassungsordnungen in neuer 
Fassung bekanntzumachen. 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. J. S. 1) auch im 
Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Inkraftreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1961 in Kraft. 


Bonn, den 21. Juni 1960 


Ollenhauer und Fraktion 
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Begründung 


Zum Entwurf eines Krankenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes (KVNG) liegen dem Bundestag zahl- 
reiche sachverständig begründete Einwände und Ab- 
änderungsvorschläge vor. Bei der Vielfalt der Pro- 
bleme, die durch eine gesetzliche Neuregelung der 
Krankenversicherung zu regeln sind, ist nicht zu 
erwarten, daß der Gesetzentwurf bis zum Ende der 
laufenden Legislaturperiode mit der Gründlichkeit 
beraten werden kann, die die Materie erfordert. Auf 
jeden Fall würden aber selbst dann, wenn die Be- 
ratungen des Entwurfs des KVNG überhastet zu 
Ende gebracht werden sollten, die Arbeiten an an- 
deren sozialpolitisch wichtigen Gesetzentwürfen, 
die bereits vor dem Entwurf des KVNG eingebracht 
wurden, blockiert werden, z. B. Entwurf des 
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes (Druck- 
sache 758), Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Kindergeldes (Drucksache 799), Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Geset- 
zes über Altershilfe für Landwirte (Drucksache 1110). 

Es ist deshalb geboten, zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt wenigstens die gesundheitspolitisch, sozial- 
politisch und finanzwirtschaftlich besonders dringen- 
den Fragen der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu regeln. Diesem Ziel dient der vorstehende Ent- 
wurf eines Gesetzes über vordringliche Maßnah- 
men in der gesetzlichen Krankenversicherung. Eine 
umfassende Neuregelung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung, die noch sehr gründlicher Vorberei- 
tungen bedarf, kann dann zu einem späteren Zeit- 
punkt erfolgen. 


Zu Artikel 1 

Änderung und Ergänzung des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung 

Zu Nr. 1 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Ent- 
wurf des KVNG u. a. folgendes erklärt: 

„Da das Schutzbedürfnis in der sozialen Kranken- 
versicherung mindestens ebenso groß ist wie in 
der Rentenversicherung, ist eine gegenseitige An- 
gleichung mit der Wirkung, daß die Neufestset- 
zung in der Rentenversicherung automatisch je- 
weils auch in der Krankenversicherung verbind- 
lich wird, unter sozialen Gesichtspunkten uner- 
läßlich.“ 

Diese Auffassung wird von der SPD-Bundestags- 
fraktion geteilt; denn langandauernde Erkrankun- 
gen, für die der Versicherungsschutz durch den 
Gesetzentwurf verbessert werden soll, führen er- 
fahrungsgemäß zu besonderen wirtschaftlichen Be- 
lastungen. Da die Einführung einer dynamischen 
Versicherungspflicht- und Beitragsbemessungsgrenze 
jedoch eine strukturelle Änderung der gesetzlichen 


Krankenversicherung bedeuten würde, wird davon 
abgesehen, durch den Gesetzentwurf eine derartige 
Dynamisierung zu beantragen. Der Gesetzentwurf 
beschränkt sich darauf, die Einkommens- und Bei- 
tragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung in 
dem Maße zu ändern, das der Lohn- und Gehalts- 
entwicklung seit Inkrafttreten des Zweiten Einkom- 
mensgrenzengesetzes entspricht. 

Zu Nr. 2 

Zu den Regelleistungen der Krankenkassen sollen 
auch Leistungen der Vorsorgehilfe gehören. 

i Zu Nr. 3 

Die Änderung ergibt sich aus Nr. 1. 

Zu Nr. 4 

Bisher liegen noch keine allgemeinen Erfahrungen 
über die Gewährung von Maßnahmen der Vorsorge- 
j hilfe durch die gesetzliche Krankenversicherung vor. 
Es wird daher für ratsam gehalten, im Entwick- 
lungsstadium einer allgemeinen Vorsorgehilfe vor- 
wiegend Rahmenvorschriften zu erlassen, die Ge- 
staltung dieser Leistungen im einzelnen aber der 
Initiative der Selbstverwaltung zu übertragen. Dies 
auch deshalb, weil Leistungen der Vorsorgehilfe im 
besonderen Maße die Lebensverhältnisse des ein- 
zelnen, dessen Gesundheit erhalten und der vor 
Krankheit bewahrt werden soll, berücksichtigen 
müssen. 

Za § 181 

Die Kassen sollen verpflichtet werden, dem Ver- 
sicherten zur Erhaltung der Gesundheit und zur 
Verhütung von Krankheiten ärztliche und zahn- 
ärztliche Vorsorgeuntersuchungen zu gewähren. 
Näheres über Art und Umfang dieser Vorsorge- 
untersuchungen bleibt einer Regelung durch die 
Satzung überlassen. Auf diese Weise können z. B. 
bei Festsetzung des Zeitraumes, für den die Unter- 
suchungen geboten werden, das Alter, das Ge- 
schlecht, die Berufstätigkeit und dergleichen berück- 
sichtigt werden. Auch könnte besonderen Verhält- 
nissen wie etwa denen, daß der Versicherte in lau- 
fender ärztlicher Behandlung steht oder aus Anlaß 
eines Krankenhausaufenthaltes bzw. Heilverfahrens 
gerade erst gründlich untersucht wurde, Rechnung 
getragen werden. Ferner wäre es möglich, Spezial- 
untersuchungen auf bestimmte Krankheiten durchzu- 
führen. Schließlich wird es, sofern Art und Umfang 
der Vorsorgeuntersuchungen durch Satzung zu re- 
geln sind, möglich sein, vielfältige Erfahrungen zu 
gewinnen. 

Sonderregelungen sind für zahnärztliche Vorsorge- 
untersuchungen angebracht, da erfahrungsgemäß 
die Bereitschaft, sich einer solchen Untersuchung zu 
unterziehen, vielfach erst geweckt werden muß. Des- 
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halb wird der Gedanke, zahnärztliche Vorsorgeun- 
tersuchungen mit Leistungsvorteiien zu verbinden, 
aufgenommen. Aber auch in dieser Hinsicht ist Sche- 
matismus wenig ratsam. Zudem dürfte es wohl kaum 
zweckmäßig sein, die Gewährung von Leistungsvor- 
teilen ausschließlich von Vorsorgeuntersuchungen 
abhängig zu machen, jedoch die Durchführung der 
notwendigen Zahnbehandlung außer Betracht zu 
lassen. Deshalb sollte auch hinsichtlich einer Koppe- 
lung von zahnärztlichen Vorsorgeuntersuchungen 
mit der Gewährung von Leistungsvorteilen dem Sat- 
zungsrecht weitgehende Gestaltungsmöglichkeit ge- 
geben werden. 

Zu § 181 a 

Vorsorgekuren oder Zuschüsse dazu sollen Kann- 
leistungen sein. Das erleichtert es, Abgrenzungs- 
regelungen mit Trägern der Rentenversicherung, 
Ämtern der Gesundheitsverwaltung und anderen 
Stellen zu treffen, die Leistungen gleicher oder ähn- 
licher Art gewähren. 

Da es nicht Aufgabe der Krankenversicherung sein 
kann, einen normalen Erholungsurlaub zu finanzie- 
ren, wird vorgeschrieben, daß die Gewährung von 
Vorsorgekuren nach ärztlichem Gutachten zur Er- 
haltung der Gesundheit oder zur Verhütung von 
Krankheiten erforderlich sein muß. Ferner muß 
sichergestellt sein, daß die Vorsorgekuren unter 
ärztlicher Aufsicht durchgeführt werden. 

Zu § 181 c 

Die Kassen sollen die Möglichkeit erhalten, sonstige 
Sach- und Geldleistungen zur Erhaltung der Gesund- 
heit oder zur Verhütung von Krankheiten zu ge- 
währen. Hierdurch werden der Selbstverwaltung 
weitgespannte Möglichkeiten für vielfältige Einzel- 
maßnahmen der Vorsorgehilfe gegeben. Zweifellos 
werden die Kassen auch bei den sonstigen Einzel- 
maßnahmen der Vorsorgehilfe eine enge Zusammen- 
arbeit mit den Kassenärzten und ihren Vereinigun- 
gen sowie allen Stellen des Gesundheitswesens 
pflegen. 

Zu 181 c 

Nach geltendem Recht können Kassen Mittel für 
allgemeine Verhütungsmaßnahmen nur mit aus- 
drücklicher Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
verwenden. Eine derartige Einengung des Verant- 
wortungsbereichs der Selbstverwaltung wird nicht 
für zweckmäßig erachtet. Die Kassen sollen deshalb 
die Möglichkeit erhalten, ohne daß es einer Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf, Mittel für 
allgemeine Maßnahmen zur Erhaltung der Gesund- 
heit und zur Verhütung von Krankheiten zu ver- 
wenden. Dadurch ändert sich an dem allgemeinen 
Grundsatz, daß die Mittel pfleglich verwendet wer- 
den müssen, nichts. 

Zu § 181 d 

In der Periode des Ausbaues von Leistungen der 
Vorsorgehilfe ist eine Berichterstattung über die 
getroffenen Maßnahmen notwendig. Deshalb soll 
die Bundesregierung verpflichtet weiden, den ge- 
setzgebenden Körpcu'schaften bis zum 30. Juni 


jeden Jahres Bericht über die von den Kassen ge- 
währten verschiedenen Leistungen der Vorsorge- 
hilfe zu erstatten. Zweifellos wird eine solche 
Pflicht zur laufenden Berichterstattung auch die Ini- 
tiative der Organe der Selbstverwaltung zur Durch- 
führung von Maßnahmen der Vorsorgehilfe stär- 
ken. 

Der Bericht der Bundesregierung soll auch die Er- 
fahrungen darlegen, die bei Gewährung von Lei- 
stungen der Vorsorgehilfe gewonnen wurden, wo- 
zu auch eine Berichterstattung über das Zusammen- 
wirken der Kassen mit anderen Stellen des Ge- 
sundheitswesens und den Ärzten gehört. Ferner 
wird ggf. von der Bundesregierung darzulegen sein, 
ob und inwieweit sie auf Grund der gewonnenen 
Erfahrdngen den Erlaß von weiteren gesetzlichen 
Vorschriften über die Vorsorgehilfe für ratsam hält. 

Zu Nr. 5 

Das Krankengeld soll nach Ablauf dei sechsten 
Woche in gleicher Höhe wie für die ersten sechs 
Wochen der Arbeitsunfähigkeit gezahlt werden. 

Die gegenwärtige Regelung, wonach Krankengeld 
vom dritten Tage der Arbeitsunfähigkeit an, bei 
Arbeitsunfähigkeit von länger als zwei Wochen 
oder bei Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit jedoch 
vom ersten Tage an gewährt wird, hat sich nicht 
bewährt. Auch aus sozialen Gründen ist es nicht 
gerechtfertigt, an den geltenden Vorschriften über 
Karenztage festzuhalten. Krankengeld soll deshalb 
für alle Beschäftigten vom ersten Tage der Arbeits- 
unfähigkeit an gewährt werden. Ein nennenswer- 
ter Mißbrauch durch ‘eine solche Regelung ist nicht 
zu befürchten, weil Krankengeld auch bei kurz- 
fristiger Arbeitsunfähigkeit nur auf Grund kassen- 
ärztlicher Bescheinigung gewährt wird und jene 
Vorschriften, die das subjektive Risiko ungünstig 
beeinflußt haben, beseitigt werden. 

Zu Nr. 6 

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem geltenden Recht. 
Mit Absatz 2 soll die Aussteuerung bei Kranken- 
geldzahlung dadurch beseitigt werden, daß Kran- 
kengeld grundsätzlich ohne zeitliche Begrenzung zu 
gewähren ist. Eine solche Regelung darf jedoch 
nicht zu einer ungerechtfertigten Belastung der Kran- 
kenversicherung führen. Deshalb ist vorgesehen, 
daß dem Krankengeldbezieher, der erwerbsunfähig 
im Sinn der Rentenversicherung ist oder die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung von Altersruhe- 
geld der Rentenversicherung erfüllt, Krankengeld 
nur für die Dauer von höchstens achtundsiebenzig 
Wochen gewährt wird. 

Weiter soll zur Vermeidung einer ungerechtfertigten 
Belastung der Krankenversicherung festgelegt wer- 
den, daß das Krankengeld, sofern dem Kranken- 
geldbezieher während der Zeit der Arbeitsunfähig- 
keit Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, Altersruhe- 
geld oder Vollrente aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung zugebilligt wird, um den Betrag der für 
den gleichen Zeitraum gewährten Rente gekürzt 
wird. Das Krankengeld wird jedoch in voller Höhe 
und ohne zeitliche Begrenzuncj nc'ben Rente wegen 
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Berufsunfähigkeit oder Teilrente aus der Unfallver- 
sicherung gewährt, weil Versicherte mit derartigen 
Renten in der Regel darauf angewiesen sind, wei- 
terhin erwerbstätig zu sein. Deshalb ist in diesen 
Fällen die Gewährung des ungeschmälerten Kran- 
kengeldes als Ersatz des bei Arbeitsunfähigkeit 
entfallenen Arbeitsentgeltes gerechtfertigt. 

Zu Nr. 7 

Zu Buchstabe a 

Auf Krankenhauspflege soll ohne zeitliche Begren- 
zung Rechtsanspruch bestehen. Es ist nicht zu be- 
fürchten, daß dies zu einer unzumutbaren Belastung 
der Krankenversicherung mit Pflegefällen von un- 
begrenzter Dauer führt; denn Krankenhauspflege 
wird nur dann gewährt, wenn sie zur Erkennung 
oder Behandlung einer Krankheit erforderlich ist. 
Im übrigen haben die in Berlin seit über 10 Jahren 
gewonnenen Erfahrungen gezeigt, daß sich bei Ge- 
währung von zeitlich unbegrenzter Krankenhaus- 
pflege keine unzumutbaren Belastungen für die 
Krankenversicherung ergeben. 

Zu Buchstabe b 

Krankenhauspflege kann gewährt werden, wenn 
sie zwar wegen der Art der Erkrankung nicht er- 
forderlich ist, aber die Aufnahme in ein Kranken- 
haus wegen persönlicher Verhältnisse des Erkrank- 
ten (z. B. unzureichende Wohnungsverhältnisse, 
Fehlen ordnungsgemäßer Pflege) zweckmäßig er- 
scheint. 

Zu Nr. 8 

Absatz 1: Hilfe und Wartung durch Krankenpfle- 
ger, Krankenschwestern oder andere geeignete Per- 
sonen soll eine Pflichtleistung werden, wenn die 
Aufnahme in ein Krankenhaus zur Erkennung oder 
Behandlung von Krankheiten zwar erforderlich ist, 
aber aus besonderen Gründen, z. B. familiärer Art, 
unterbleibt. 

Absatz 2: Die Kasse soll ermächtigt werden, Zu- 
schüsse ZU den Kosten einer Hauspflegerin, zu ge- 
währen. Das soll insbesondere dann erfolgen, wenn 
der Versicherte, der Krankenhauspflege erhält, in 
seinem Haushalt mindestens ein Kind unter 16 Jah- 
ren oder einen pflegebedürftigen Familienangehöri- 
gen ZU versorgen hat. Der Zuschuß kann aber auch 
in sonstigen Fällen gewährt werden, beispielsweise 
dann, wenn ein alleinstehender Kranker, bei dem 
Krankenhauspflege nicht erforderlich ist, aus ge- 
sundheitlichen Gründen einer Hauspflege bedarf. 

Zu Nr. 9 

Es wird für erforderlich gehalten, das Hausgeld 
für Alleinstehende von gegenwärtig fünfundzwanzig 
vom Hundert des Krankengeldes auf vierzig 
vom Hundert des Krankengeldes und für Ver- 
sicherte mit einem Angehörigen von sechsundsech- 
zigzweidrittel vom Hundert auf fünfundsiebzig vom 
Hundert des Krankengeldes zu erhöhen. Daraus er- 
gibt sich auch für Versicherte mit mehreren Ange- 
hörigen in der Regel eine Erhöhung des Hausgeldes. 


Drucksache 1926 

Zu Nr. 10 

Die Vorschriften sind wegen Nr. 4 und 6 überholt. 

Zu Nr. 11 

Die Vorschriften sind wegen Nr. 6 und 7 überholt, 

' Zu Nr. 12 

I 

I Die Vorschrift ist wegen Nr. 5 überholt. 

i 

i Zu Nr. 13 

i 

I Die Vorschrift ist wegen Nr. 5 überholt. 

i Zu Nr. 14 

I 

Der Entbindungskostenbeitrag von gegenwärtig 
10, — DM ist nicht mehr zeitgemäß; er soll daher 
auf 50, — DM erhöht werden. 

I 

I Zu Nr. 15 

i 

Will eine Schwangere in einer Entbindungs- oder 
' Krankenanstalt entbinden, so soll Wöchnerinnen- 
heimpflege für die Dauer von 10 Tagen als Regel- 
I leistung gewährt werden. Ist ein längerer Aufent- 
I halt in einer Entbindungs- oder Krankenanstalt er- 
i forderlich, so liegt Krankheit vor, für die nach Nr. 7 
i Rechtsanspruch auf zeitlich unbegrenzte Kranken- 
I hauspflege besteht. 

Zu Nr. 16 

Die Gewährung von Wochenhilfe ist eine Aufgabe 
der Familienpolitik, deshalb muß ihre Finanzierung 
grundsätzlich aus Steuermitteln erfolgen und darf 
nicht zu Lasten der Krankenversicherung gehen; 
zumindest sollte im gegenwärtigen Stadium die 
finanzielle Regelung nach dem Mutterschutzgesetz 
und die Zuschußgewährung nach dem umstrittenen 
§ 205 d (ein Rechtsstreit hierüber schwebt noch) 
weiterentwickelt werden. Es wird vorgeschlagen, 
Wochenhilfeaufwendungen für ärztliche Behand- 
lung, Pflege in einer Entbindungs- oder Kranken- 
anstalt, Versorgung mit Arzneien und kleineren 
Hilfsmitteln weiterhin von der Krankenversiche- 
rung tragen zu lassen. Die Aufwendungen für Wo- 
chengeld, Stillgeld und sonstige Barleistungen so- 
wie Hebammenhilfe sollen dagegen vom Bund 
übernommen werden. Die vorgeschlagene Rege- 
lung läßt sich verwaltungstechnisch in einfacher 
Weise durchführen. 

Zu Nr. 17 

Das nach dem gegenwärtigen Recht gewährte 
Sterbegeld, insbesondere der Mindestbetrag des 
Sterbegeldes, reicht in keiner Weise zur Deckung 
der Bestattungskosten aus. Deshalb ist eine Er- 
höhung der Beträge erforderlich. 

Zu Nr. 18 

Die Regelung entspricht dem bisherigen Recht, be- 
rücksichtigt jedoch die in Nr. 17 vorgeschlagene Er- 
höhung des Mindeststerbegeldes, 
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Zu Nr. 19 

Zu Buchstabe a 

Zur Förderung der Familie ist es geboten, für den 
unterhaltsberechtigten Ehegatten und die unter- 
haltsberechtigten Kinder grundsätzlich die gleichen 
Leistungen wie für den Versicherten zu gewähren. 
Dies kann nicht für solche Barleistungen gelten, die 
bei Arbeitsunfähigkeit als Ersatz für entgangenen 
Arbeitsentgelt gewährt werden. 

Zu Buchstabe b 

Die Altersgrenze für die Gewährung von Familien- 
hilfe für Kinder wird einheitlich auf Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres festgesetzt. Ferner 
wird bestimmt, daß Familienhilfe bei Schul- oder 
Berufsausbildung für Kinder bis zur Vollendung 
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres zu gewähren 
ist. Die Gewährung von Leistungen der Familien- 
hilfe für körperlich oder geistig gebrechliche Kin- 
der im höheren Lebensalter soll einer Regelung 
durch die Satzung überlassen bleiben; Gleiches soll 
für Gewährung von Familienhilfe für sonstige An- 
gehörige gelten. 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift ist wegen Absatz 1 überholt. 

Zu Nr. 20 

Die Vorschriften sind wegen Nr. 16 und 19 über- 
holt. 

Zu Nr. 21 

Zu Buchstabe a 

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
23. März 1960 zum Zulassungsrecht werden die not- 
wendigen Folgerungen auch für die Zulassung von 
Zahnärzten gezogen. 

Zu Buchstabe b 

Die redaktionelle Änderung ergibt sich aus der 
Streichung des Absatzes 1. 


Der Gesetzentwurf sieht vor, daß zur Sicherstellung 
der ärztlichen Versorgung eine erneute Ausschrei- 
bung über den einzelnen Zulassungsbezirk hinaus 
im gesamten Bundesgebiet zu erfolgen hat. Da- 
durch soll der freie Ausgleich zwischen überbesetz- 
ten und unterbesetzten Gebieten möglichst geför- 
dert werden. Ferner wird es für notwendig gehal- 
ten, zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung in 
unterversorgten Gebieten einen wirtschaftlichen 
Anreiz zur Eröffnung einer Kassenarztpraxis zu 
schaffen. Deshalb soll im Gesetz vorgeschrieben 
werden, daß bei der erneuten Ausschreibung des 
unbesetzten Kassenarztsitzes eine Mindestein- 
nahme zu garantieren ist. Näheres, insbesondere 
über Höhe der Mindesteinnahme, Zeitdauer, für die 
sie zu gewähren ist, und Aufbringung der Mittel, 
soll der Regelung durch die Zulassungsordnungen 
überlassen bleiben. Die Zulassungsordnungen kön- 
nen die Regelung von Einzelheiten den Zulassungs- 
ausschüssen übertragen, u. a. auch deshalb, weil 
die Festsetzung einer Mindesteinnahme im engen 
Zusammenhang mit den örtlichen Verhältnissen, 
z. B. mit dem durchschnittlichen Einkommen der 
sonstigen im Zulassungsbezirk tätigen Arzte sowie 
der Facharztrichtung, steht. 

§ 368 c Abs. 5: Die Zulassungsordnungen müssen 
ferner Vorschriften über weitere Maßnahmen zur 
Sicherung der kassenärztlichen Versorgung vorse- 
hen, wenn ein Kassenarztsitz ungeachtet der nach 
Absatz 4 durchzuführenden Maßnahmen unbesetzt 
bleibt. Beispielsweise könnte festgelegt werden, 
daß eine nochmalige Ausschreibung unter Zusiche- 
rung einer erhöhten Mindesteinnahme oder einer 
verlängerten Zeitdauer für die Gewährung dieser 
Mindesteinnahme zu erfolgen hat. 

Zur Beseitigung von Notständen enthält der Ge- 
setzentwurf die Ermächtigung zur Sperrung der Zu- 
lassung für den übrigen Zulassungsbezirk oder Teile 
des Bezirks. Die zur Behebung eines Notstandes 
durchgeführte Sperrung der Zulassung darf jedoch 
nicht zu unzumutbaren Härten führen. Deshalb ist 
vorgeschrieben, daß eine etwaige Zulassungsbe- 
schränkung nicht für Ärzte gelten darf, die nach der 
Approbation mindestens 10 Jahre eine ärztliche 
Tätigkeit ausgeübt haben. 


Zu Nr. 22 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine Änderung, die sich aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ergibt. 

Zu Buchstabe b 

§ 368 c Abs. 4: Nachdem auf Grund des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts die Festsetzung von 
Verhältniszahlen für die Zulassung zur kassenärzt- 
lichen Tätigkeit unzulässig und jeder zulassungs- 
fähige Arzt grundsätzlich für den Ort seiner Wahl 
zuzulassen ist, besteht die Gefahr einer sehr unter- 
schiedlichen Dichte in der kassenärztlichen Versor- 
gung, insbesondere zwischen Großstadt und Land. 
Es müssen deshalb Maßnahmen zur Sicherstellung 
der kassenärztlichen Versorgung in unterversorg- 
ten Gebieten vorgesehen werden. 


Zu Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches 
der Reichsversicherungsordnung 

Zu Nr. 1 

Die SPD-Bundestagsfraktion vertritt grundsätzlich 
die Auffassung, daß sämtliche Aufwendungen für 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten von den 
Trägern der Unfallversicherung zu tragen sind. Die- 
ser Grundsatz sollte durch den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Neuregelung des Rechts der 
gesetzlichen Unfallversicherung (Drucksache 3318 
der 2. Wahlperiode) zu einem erheblichen Teil ver- 
wirklicht werden. Bedauerlicherweise ist die Bun- 
j desregierung in dem Entwurf eines Unfallversiche- 
' rungs-Neuregelungsgesetzes (Drucksache 758 der 
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3. Wahlperiode) von der in der 2. Wahlperiode ver- 
tretenen Auffassung wieder abgegangen und hat 
eine ungünstigere Regelung vorgesehen. Der Bun- 
desrat vertritt in seiner Stellungnahme zu Druck- 
sache 758 die Auffassung, daß an der von der Bun- 
desregierung zum Gesetzentwurf Drucksache 3318 
vorgeschlagenen Regelung festgehalten werden 
sollte. Der Bundesrat verweist in diesem Zusam- 
menhang auf die Begründung der Bundesregierung 
zu dieser Drucksache (S. 113), in der es heißt: 

„Diese Regelung ist nicht nur deshalb begründet, 
weil die Unfallversicherung ein besonderer Zweig 
der Sozialversicherung ist, sondern vornehmlich 
deshalb, weil die Unfallversicherung nur durch 
die alleinige Beitragspflicht der Unternehmer als 
Sozialversicherungszweig ihre sinnvolle Erklärung 
findet und deshalb auch nicht mittelbar über die 
von den Arbeitnehmern gezahlten Krankenver- 
sicherungsbeiträge diese zu den Lasten der Un- 
fallversicherung beitragen dürfen. Andernfalls 
würden die Arbeitnehmer einen Teil der den 
Unternehmern obliegenden Pflichten erfüllen." 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist der Ansicht, daß im 
gegenwärtigen Stadium zumindest die im Gesetz- 
entwurf — Drucksache 3318 der 2. Wahlperiode — 
vorgesehene Regelung verwirklicht werden sollte. 
Dementsprechend sieht der Entwurf vor, daß die 
Aufwendungen für Barleistungen und Krankenhaus- 
pflege voll von der Unfallversicherung, dagegen die 
für kassenärztliche Behandlung, Versorgung mit 
Arzneien und kleineren Heilmitteln von der Kran- 
kenversicherung zu übernehmen sind. 

Die vorgeschlagene Regelung ist auch verwaltungs- 
technisch ohne besondere Schwierigkeiten durchzu- 
führen. Zur weiteren Vereinfachung sollen zwischen 
den Trägern der Krankenversicherung und den 
Trägern der Unfallversicherung Vereinbarungen 
über eine Pauschalierung der Erstattungsbeträge 
getroffen werden. 

Zu Nr. 2 

Die Vorschriften sind wegen Nr. 1 dieses Artikels 
überholt. 

Zu Nr. 3 

Die Änderung ergibt sich aus Nr. 1 dieses Artikels. 


Zu Artikel 3 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter 
im Krankheitsfalle 

Auf Grund des Gesetzes zur wirtschaftlichen Siche- 
rung der Arbeiter im Krankheitsfalle wird gegen- 
wärtig das Krankengeld in den ersten sechs Wochen 
der Arbeitsunfähigkeit für Arbeiter durch einen 
Zuschuß des Arbeitgebers auf neunzig vom Hundert 
des Nettoarbeitsentgeltes aufgestockt. Nachdem die 
gegenwärtige Regelung, bei der es sich auch nach 
den Erklärungen des Sprechers der Regierungspar- 


teien in der 3. Lesung „unter allen Umständen nur 
um eine vorläufige" handeln sollte, nunmehr 3 Jahre 
in Kraft ist, sind weitere Schritte zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle geboten. Dies auch deshalb, weil 
die gegenwärtige Zuschußgewährung keineswegs 
— ■ wie teilweise befürchtet wurde — zu unzumut- 
baren Belastungen der Arbeitgeber geführt hat. 
Durch die Aufstockung des Zuschusses von neunzig 
vom Hundert des Nettoarbeitsentgeltes auf den 
vollen Nettoarbeitsentgelt wird eine wirtschaftliche 
Gleichstellung der Arbeiter im Krankheitsfalle er- 
reicht, jedoch noch keineswegs die gesellschaftspoli- 
tische Benachteiligung der Arbeiter beseitigt. 


Zu Artikel 4 
Überleitungsvorschriften 

Zu § 1 

In gleicher Weise wie beim Zweiten Einkommens- 
grenzengesetz soll vorgesehen werden, daß derje- 
nige, der durch Erhöhung der Einkommensgrenze 
Pflichtversicherter wird, seinen Versicherungsver- 
trag kündigen kann. Die Vorschrift wird erfahrungs- 
gemäß zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen 
der privaten Versicherungswirtschaft führen. 

Zu § 2 

Für laufende Versicherungsfälle soll vom Inkraft- 
treten des Gesetzes an die Leistungsgewährung nach 
neuem Recht erfolgen. 

Zu § 3 

Die Zulassungsordnungen sollen unverzüglich der 
neuen Rechtslage angepaßt werden. Das ist ohnehin 
auf Grund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. März 1960 erforderlich. 


Zu Artikel 5 
Berlin-Klausel 

Verschiedene Änderungen und Ergänzungen, die 
der Gesetzentwurf bringen soll, z. B. höhere Ein- 
kommensgrenze, zeitlich unbegrenzte Krankenhaus- 
pflege, gelten bereits in Berlin. 


Zu Artikel 6 
Inkrafttreten 

Da der Gesetzentwurf sich auf vordringliche Maß- 
nahmen beschränkt, über die bereits im Laufe der 
bisherigen Erörterungen in beachtlichem Umfange 
Einvernehmen erzielt wurde, kann erwartet werden, 
daß das Gesetz am 1. Januar 1961 in Kraft treten 
kann. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Die Berechnungen über die finanziellen Auswir- 
kungen gründen sich auf Zahlenmaterial der Bundes- 
regierung, wirtschaftswissenschaftlicher Institute und 
Krankenkassen. Da jedoch über einige Tatbestände 
keine statistischen Erhebungen vorliegen und an- 
dere von der zukünftigen Entwicklung abhängen, 
lassen sich die finanziellen Auswirkungen in dieser 
Hinsicht nur in einer ungefähren Größenordnung be- 
rechnen, was im übrigen auch für jeden anderen 
Vorschlag zur Änderung des Rechts der gesetzlichen 
Krankenversicherung gilt. 

1. Erhöhung der Versicherungspflicht- und Beitrags- 
bemessungsgrenze 

(Artikel 1 Nr. 1 und 3) 

a) Nach den Berechnungen des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung haben im Jahresdurch- 
schnitt 1959 etwa 420 000 Arbeiter ein monatliches 
Einkommen zwischen 660 DM und 750 DM bezogen. 
Für diese Arbeiter würde sich bei Unterstellung 
eines Durchschnittseinkommens von 705 DM mo- 
natlich die Grundlohnsumme durch Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze pro Arbeiter um je 45 DM 
erhöhen. Nach den Berechnungen des Deutschen In- 
stituts für Wirtschaftsforschung haben ferner 460 000 
Arbeiter ein monatliches Einkommen von über 750 
DM bezogen. Für diese Arbeiter würde sich die 
Grundlohnsumme um je 90 DM monatlich erhöhen. 
Insgesamt würde sich somit durch Erhöhung der Bei- 
tragbemessungsgrenze die Grundlohnsumme für 
Arbeiter um 18,9 Mio DM monatlich zuzüglich 41,4 
Mio DM 60,3 Mio DM monatlich oder 724 Mio DM 
jährlich erhöhen. Bei einem durchschnittlichen Bei- 
tragssatz in der Krankenversicherung für Arbeiter 
von 8,5 v.H. des Grundlohnes würde sich somit durch 
die Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze eine 
Mehreinnahme von etwa 61 Mio DM jährlich erge- 
ben. 

b) Nach den Berechnungen des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung haben im Jahresdurch- 
schnitt 1959 325 000 Angestellte ein monatliches Ein- 
kommen zwischen 660 DM und 750 DM bezogen. 
Diese 325 000 Angestellten werden nunmehr ver- 
sicherungspflichtig. Bei einem Durchschnittseinkom- 
men für diese Angestellten von 705 DM monatlich 
würde mithin die Grundlohnsumme 229,1 Mio DM 
oder 2749 Mio DM jährlich betragen. 

Bei einem durchschnittlichen Beitragssatz für An- 
gestellte von 6,5 V. H. des Grundlohnes würde sich 
somit eine Beitragseinnahme von jährlich 179 Mio 
DM ergeben. Es kann jedoch davon ausgegangen 
werden, daß die Angestellten der genannten Ein- 
komniensgruppe freiwillig Versicherte der gesetz- 
lichen Krankenversicherung sind. Bei einem Durch- 
schnittsbeitrag für die freiwillige Versicherung die- 
ser Gruppe von 30 DM monatlich sind insgesamt 
117 Mio DM jährlich anzusetzen. 

Durch die Erhöhung der Versicherungspdichtgronze 
tugibt sich somit eine Mehreinnahme für die Ange- 
stellten von 179 Mio DM abzüglich 117 Mio DM oder 
62 Mio DM jährlich. 


I c) Es sind somit Mehreinnahmen an Beiträgen zu 
I erwarten 

1 für Arbeiter 61 Mio DM jährlich 

I für Angestellte 62 Mio DM jährlich 

j insgesamt 123 Mio DM jährlich. 

I Durch Erhöhung der Versicherungspflicht- und Bei- 
tragsbemessungsgrenze werden voraussichtlich fol- 
gende Mehrausgaben entstehen: 

Für Krankengeld für Arbeiter bei einem Kranken- 
geldsatz von 70 V. H. und einem durchschnittlichen 
I Krankenstand von 5 v. H. 3,5 v. H. der Grund- 
I lohnsumme von 724 Mio DM, mithin 25 Mio DM. 

I Hinzu kommen für Erhöhung sonstiger Barleistun- 
I gen etwa 1 Mio DM, insgesamt also 26 Mio DM. 

Möglicherweise sind wegen der erhöhten Grund- 
lohnsumme zusätzliche Arzt- und Zahnarzthonorare 
in Höhe von 2 v. H. der Grundlohnsumme, mithin 
15 Mio DM zu zahlen. Für die bisher freiwillig ver- 
sicherten Angestellten, die nunmehr Pflichtver- 
sicherte werden, ergeben sich gewisse Erhöhungen 
der Barleistungen, die jedoch 20 Mio DM im Jahr 
nicht übersteigen dürften. Insgesamt ergeben sich 
somit Mehrausgaben: 

Barleistungen für Arbeiter 26 Mio DM 

■ Barleistungen für Angestellte 20 Mio DM 
Arzthonorare 15 Mio DM 

insgesamt 61 Mio DM 

Bei Mehreinnahmen aus Beiträgen in' Höhe von 
123 Mio DM verbleibt somit aus der Erhöhung der 
Versicherungspflicht- und Beitragsbemessungs- 
grenze ein Überschuß von etwa 62 Mio DM jähr- 
lich, der für Leistungsverbesserungen zur Ver- 
fügung steht. 

2. Leistungsverbesserungen der Vorsorgehilfe 

(Artikel 1 Nr. 2 und 4) 

Die Gewährung von Leistungen der Vorsorgehilfe 
soll nach Maßgabe von Rahmenvorschriften der Ini- 
tiative der Selbstverwaltung überlassen bleiben. 
Zweifellos wird sich der Ausbau der Vorsorgehilfe 
in sehr vielgestaltiger Weise vollziehen. Deshalb 
ist es nicht ratsam, den Versuch zu unternehmen, 
ins Einzelne gehende Berechnungen über Leistungs- 
: Verbesserungen für Vorsorgehilfe anzustellen. Es 
: wird angenommen, daß die Kassen den Unterschied 
! zwischen Mehreinnahmen und Mehrausgaben für 
die Ausgestaltung der Vorsorgehilfe verwenden 
(vgl. 12. c). 

3. Leistungsverbesserungen bei Krankengeldgewäh- 
rung 

(Artikel 1 Nr. 5 und 6) 

a) Ungekürztes Krankengeld nach Ablauf der 
I 6. Woche 

; Die Ausgaben der Krankenkassen für Krankengeld 
I haben im Jahre 1958 2058 Mio DM betragen. Für 
1960 kann mit Ausgaben für Krankengeld in Höhe 
von 2400 Mio DM gerechnet werden. 

j Nach der Begründung der Bundesregierung zu 
I Drucksache 1540 beträgt das Krankengeld gegen- 
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wärtig in den ersten 6 Wochen der Arbeitsunfähig- 
keit etwa 70 v. H., für die Zeit der weiteren Ar- 
beitsunfähigkeit durchschnittlich etwa 55 v. H. des 
Grundlohns. Im gewogenen Durchschnitt stellt sich 
das Krankengeld für die gesamte Dauer der Ar- 
beitsunfähigkeit etwa auf 68,5 v. H. des Grund- 
lohns. Wird, wie der Gesetzentwurf es vorsieht, 
die gegenwärtig bestehende Kürzung des Kranken- 
geldes nach Ablauf der 6. Woche beseitigt, so wer- 
den sich die Krankengeldausgaben voraussichtlich 
auf 2400 Mio X 0,7 : 0,685 - 2452 Mio DM stellen. 
Der Mehraufwand bei Gewährung von ungekürz- 
tem Krankengeld nach Ablauf der 6. Woche wird 
somit voraussichtlich etwa 52 Mio DM jährlich be- 
tragen. 

b) Wegfall der Karenztage 

Die Ortskrankenkassen haben im Jahre 1958 bei 
den Pflichtmitgliedern mit sofortigem Anspruch auf 
Barleistungen 65,5 Wartetage je 100 Mitglieder 
dieser Gruppe festgestellt. Bei Annahme, daß eine 
ähnliche Relation für die gleichartigen 12,377 Mio 
Mitglieder aller Kassen besteht, würden sich pro 
Jahr insgesamt 8,1 Mio Wartetage ergeben. Kom- 
men die bisherigen Karenztage künftig in Fortfall, 
so erhöhen sich die Ausgaben für Krankengeld bei 
einem durchschnittlichen Grundlohn von 14 DM 
und einem Krankengeldsatz von 70 v. H. des Grund- 
lohns auf 8,1 Mio X 14 X 0,7 = 79,4 Mio DM. 
Infolge Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze 
erhöht sich der tägliche Grundlohn um etwa 1 v, H. 
auf etwa 14,15 DM. Deshalb beträgt der Mehrauf- 
wand bei Fortfall der Karenztage 80 Mio DM jähr- 
lich. 

c) Verlängerung der Leistungsdauer 

Die Bundesregierung hat die Mehrausgaben durch 
Verlängerung der Leistungsdauer bei der Kranken- 
geldgewährung auf 4 V. H. des Krankengeldes ge- 
schätzt. Dieser Gesetzentwurf sieht weitere Verbes- 
serungen hinsichtlich der Verlängerung der Lei- 
stungsdauer bei Gewährung von Krankengeld vor. 
Diese Verbesserungen liegen um etwa 10 v. H. über 
dem Vorschlag der Bundesregierung, so daß eine 
Erhöhung der Krankengeldausgaben durch Verlän- 
gerung der Leistungdauer um 4,4 v. H. anzuneh- 
men ist. 

Da die Krankengeldausgaben (vgl. 3.) 2452 Mio DM 
betragen, wird sich durch Verlängerung der Lei- 
stungsdauer voraussichtlich eine Mehrausgabe von 
108 Mio DM ergeben. Hinzu kommt eine Erhöhung 
von 1 V. H. wegen Heraufsetzung der Beitrags- 
bemessungsgrenze, so daß sich insgesamt aus der 
Verlängerung der Leistungsdauer Mehrausgaben 
für die Krankenversicherung von 109 Mio DM im 
Jahr ergeben. 

d) Leistungsverbesserungen bei Krankengeld- 
gewährung insgesamt 

Ungekürztes Krankengeld nach Ab- 
lauf der 6. Woche 52 Mio DM 

Wegfall der Karenztage 80 Mio DM 

Verlängerung der Leistungsdauer 109 Mio DM 

zusammen 241 Mio DM 


4. Leistungsverbesserung bei Krankenhauspflege 

(Artikel 1 Nr. 7) 

Für Krankenhauspflege wurden im Jahre 1958 
1263 Mio DM ausgegeben. Die Ausgaben für Kran- 
kenhauspflege können für das Jahr 1960 auf 1500 
Mio DM geschätzt werden. Die Bundesregierung 
hat in Drucksache 1540 die Mehrausgaben für Lei- 
stungsverbesserungen in der Krankenhauspflege 
auf 3 V. H. der Ausgaben für Krankenhauspflege 
geschätzt. Die Mehrausgaben für Leistungsverbes- 
serungen nach diesem Gesetzentwurf werden um 
10 V, H. über dem von der Bundesregierung ge- 
schätzten Mehraufwand liegen, mithin 3,3 v. H. der 
gegenwärtigen Ausgaben für Krankenhauspflege 
betragen. Somit ergeben sich an Mehrausgaben für 
die Gewährung von zeitlich unbegrenzter Kranken- 
hauspflege 50 Mio DM jährlich. 


5. Leistungsverbesserungen bei Hauspflege 

(Artikel 1 Nr. 8) 

Die Mehrausgaben, die infolge Hilfe und Wartung 
durch Krankenpfleger und Krankenschwestern so- 
wie bei Hauspflege entstehen, lassen sich nur 
schwer übersehen. Es wird davon ausgegangen, 
daß zusätzlich für etwa 500 000 Pflegetage im Jahr 
Kosten für Pflegekräfte zu übernehmen sind. Bei 
einem Vergütungssatz von täglich 16 DM würden 
sich Ausgaben von 8 Mio DM pro Jahr ergeben. 


6. Leistungsverbesserungen bei der Gewährung 
von Hausgeld 

(Artikel 1 Nr. 9) 

Für Hausgeld wurden im Jahre 1958 rund 100 
Mio DM auf gewendet. Für 1960 werden die Aus- 
gaben hierfür auf 115 Mio DM geschätzt. Durch den 
Gesetzentwurf werden sich die Ausgaben für Haus- 
geld durch die Erhöhung des Leistungssatzes- um 
17 V. H., durch die sonstigen Leistungsverbesserun- 
gen um 8 V. H., insgesamt etwa um 25 v, H. er- 
höhen. 

Die Mehrausgaben werden somit auf 29 Mio DM 
jährlich geschätzt. 


7. Leistungsverbesserungen für Wochenhilfe 

(Artikel 1 Nr. 14 und 15) 

a) Erhöhung des Entbindungskostenbeitrages 

Durch Erhöhung des einmaligen Beitrages zu den 
Kosten der Entbindung von 10 DM auf 50 DM 
werden sich bei etwa 700 000 Wochenhilfefällen 
Mehrausgaben von 28 Mio DM jährlich ergeben. 

b) Anstaltsentbindung als Regelleistung 

Im Jahre 1957 wurden in der allgemeinen Kranken- 
versicherung 2,94 Mio Tage Wöchnerinnenheim- 
pflege gezählt, so daß etwa 300,000 Anstaltsentbin- 
dungen Vorlagen. Es wird angenommen, daß bei 
Gewährung von Wöchnerinnenheimpflege als Re- 
gelleistung der Anteil an Anstaltsentbindungen 
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sich um 20 v. H., also um 60 000 Entbindungsfälle 
jährlich erhöht. Bei einem durchschnittlichen Pflege- 
satz von 19 DM täglich würde sich somit der Auf- 
wand für Anstaltsentbindungen um 11 Mio DM er- 
höhen. 

Die sonstigen Leistungsänderungen bei Wochen- 
hilfe sind finanziell ohne Belang. 


8. Bundeszuschuß zu den Aufwendungen für 

Wochenhilfe 

(Artikel 1 Nr. 16) 

Die Aufwendungen für Wochengeld, Stillgeld, son- 
stige Barleistungen und Hebammenhilfe, die vom 
Bund übernommen werden sollen, haben im Jahre 
1958 253 Mio DM betragen. Sie werden sich vor- 
aussichtlich einschließlich der Mehrausgaben für den 
Entbindungskostenbeitrag — 7. a) — auf etwa 
310 Mio DM erhöhen. Mit Gewährung des Bundes- 
zuschusses würde auch der Rechtsstreit über die 
Zahlung von Zuschüssen gemäß § 205 d gegen- 
standslos werden. 


9. Mehraufwendungen für Sterbegeld 

(Artikel 1 Nr. 17 und 18) 

Die Bundesregierung beziffert in der Begründung 
zu Drucksache 1540 die Mehrausgaben für Sterbe- 
geld auf der Basis des Jahres 1958 auf 50 Mio DM 
pro Jahr. Für 1960 wird sich der Mehrbetrag vor- 
aussichtlich auf 58 Mio DM stellen. 


10. Erstattungsleistungen der gesetzlichen Unfall- 
versicherung 

(Artikel 2) 

Unter Zugrundelegung der in der finanziellen Be- 
gründung zu Drucksache 3318 der 2. Wahlperiode 
angesetzten Erstattungsbeträge werden die Erstat- 
tungen der Unfallversicherung 
für Krankengeld und 

Hausgeld etwa 225 Mio DM, 

für Krankenhauspflege etwa 33 Mio DM 

insgesamt 258 Mio DM jährlich 

betragen. 


bei einem Lohn von 14,50 DM und Grundlohn von 

14 DM täglich somit etwa betragen: 

a) der Bruttolohn 3 060 Mio DM 


b) der Nettolohn 

(84 V. H. des Bruttolohnes) 

c) 90 V. H. des Nettolohnes 

d) 70 V. H. des Bruttogrundlohnes 


2 570 Mio DM 
2 313 Mio DM 
2 068 Mio DM. 


Die Differenz zwischen dem vollen Nettolohn und 
70 V. H. des Bruttogrundlohnes (durchschnittlicher 
Krankengeldsatz in den ersten 6 Wochen) beträgt 
somit jährlich etwa 502 Mio DM [b) minus d)]. Der 
nach dem geltenden Recht von den Arbeitgebern zu 
zahlende Zuschuß bei Arbeitsunfähigkeit (Unter- 
schiedsbetrag zwischen Krankengeld und 90 v. H. 
des Nettolohnes) beziffert sich auf etwa 245 Mio DM 
jährlich [c) minus d)]. Wird, wie im Gesetzentwurf 
beantragt, der Zuschuß der Arbeitgeber auf den Un- 
terschiedsbetrag zwischen Krankengeld und dem 
vollen Nettolohn erhöht, so stellen sich somit die 
Mehrausgaben der Arbeitgeber hierfür auf 257 Mio 
DM jährlich. 


Bei Berechnung der Mehrausgaben der Arbeitgeber 
durch Erhöhung des Zuschußbetrages sind ferner 
die Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze und 
der Fortfall der Karenztage zu berücksichtigen. 
Durch Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze er- 
höht sich der Zuschußbetrag um 1 v. H. auf 260 Mio 
DM. Durch Fortfall der Karenztage erhöht sich der 
Zuschuß des Arbeitgebers wie folgt: 

8,1 Mio Wartetage X 84 v. H. des Grundlohns von 
14,15 DM, also 97 Mio DM abzüglich des Aufwandes 
für die gleiche Zahl der Wartetage X Krankengeld 
(70 V. H. des Grundlohns) 80 Mio DM. Die Erhö- 
hung des Zuschusses für den Fortfall der Wartetage 
beträgt somit 17 Mio DM jährlich. 


Der Zuschuß der Arbeitgeber würde sich somit bei 
Zahlung des Unterschiedsbetrages zwischen Kran- 
kengeld und vollem Nettolohn insgesamt um etwa 
277 Mio DM jährlich (260 Mio + 17 Mio DM) er- 
höhen. 

Diese Erhöhung wird aber keineswegs die Arbeit- 
geber voll zusätzlich belasten, weil vielfach durch 
Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen und in son- 
stiger Weise schon heute erhöhte Zuzählungen zum 
Krankengeld gewährt werden. 


11. Erhöhung des Arbeitgeberzuschusses zum 

Krankengeld 

(Artikel 3) 

Bei den Ortskrankenkassen sind im Jahre 1958 auf 
je 100 Mitglieder mit sofortigem Anspruch auf Bar- 
leistungen 1760 Krankengeidtage entfallen. Unter 
Annahme, daß der gleiche Ansatz für alle Kassen- 
arten gilt, ist bei 12,377 Mio Mitgliedern mit sofor- 
tigem Krankengeidanspruch mit 220 Mio Kranken- 
geldtagen zu rechnen. Hiervon entfallen schätzungs- 
weise 85 V. H., mithin 187 Mio, auf die ersten 6 Wo- 
chen der Arbeitsunfähigkeit. Hinzu kommen für 
diese Mitglieder jährlich etwa 24 Mio Tage des 
Bezuges von Hausgeld. Für die insgesamt 211 Mio 
Tage, für die Barleistungen bezogen werden, würde 


12. Einnahmen und Ausgaben für Leistungsverbes- 
serungen der Krankenversicherung 

a) Mehreinnahmen für Leistungsverbesserungen 

Für die Gewährung von Leistungsverbesserungen 
stehen der gesetzlichen Krankenversicherung fol- 
gende Mehreinnahmen zur Verfügung: 

Erhöhung der Versicherungs- 
pflicht- bzw. Beitragsbemes- 
sungsgrenze (1.) 62 Mio DM 

Bundeszuschüsse für Wochen- 
hilfe (8.) 310 Mio DM 

Erstattungsleisiungea der ge- 
setzlichen Unfallversicherung 
(10.) 258 Mio DM 

insgesamt 630 Mio DM monatlich 
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b) Mehrausgaben für Leisfungsverhesserungeii 
(ohne Vorsorgehilfe) 

An Mehrausgaben für Leistungsverbesserungen der 


Krankenversicherung entstehen: 


Krankengeld (3.) 

241 Mio DM 

Krankenhauspflege (4.) 

50 Mio DM 

Hauspflege (5.) 

8 Mio DM 

Hausgeld (6.) 

29 Mio DM 

Wochenhilfe (7.), 


Leistungsanteil 


der Krankenversicherung 11 Mio, 


des Bundes 28 Mio DM 

39 Miö DM 

Sterbegeld (9.) 

58 Mio DM 


insgesamt 425 Mio DM 


c) Mittel für Verbesserung der Vorsorgehilfe 

Da die Mehreinnahmen der Krankenversicherung 
für Leistungsverbesserungen 630 Mio DM, die Mehr- 
ausgaben 425 Mio DM jährlich betragen, stehen der 
Krankenversicherung somit für die Ausgestaltung 
der Leistungen der Vorsorgehilfe jährlich etwa 
200 Mio DM zur Verfügung. Im Jahre 1958 betrugen 
die Ausgaben der Krankenversicherung für Krank- 
heitsverhütung 56 Mio DM. Die Organe der Selbst- 
verwaltung haben somit die Möglichkeit, für die 
Vorsorgehilfe insgesamt rund 250 Mio DM, also 


fast den fünffachen Betrag der gegenwärtigen Aus- 
gaben, zu verwenden. Das schafft die finanziellen 
Voraussetzungen für einen intensiven Ausbau der 
Vorsorgehilfe. Sollte aus organisatorischen Grün- 
den eine entsprechende Ausgestaltung der Vor- 
sorgehilfe erst Zug um Zug möglich sein, so wür- 
den die Überschüsse bis auf weiteres zur Verstär- 
kung der Mittel verwendet werden können. 

Im übrigen wird im Verlauf des weiteren Gesetz- 
gebungsverfahrens zu prüfen sein, ob und inwie- 
weit sich durch die Leistungsverbesserungen Ent- 
lastungen für andere Träger der sozialen Sicherung 
ergeben. Das sollte nach Auffassung der SPD Ver- 
anlassung zu entsprechenden Regelungen über Er- 
stattungsleistungen an die Krankenversicherung 
geben, was den Finanzstatus der Krankenversiche- 
rung günstig beeinflussen würde. 

Nach Auffassung der SPD-Bundestagsfraktion kön- 
nen durch den Gesetzentwurf — ohne Beitragser- 
höhung und ohne Einführung von Zuzahlungen — 
die Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung nicht nur bei Krankheit, sondern auch zur Ver- 
hütung von Krankheiten wesentlich verbessert wer- 
den. Deshalb läßt sich der Mehraufwand, der weni- 
ger als 1 V. H. der Bruttolohn- und Gehaltssumme 
beträgt, nicht nur gesundheitspolitisch und sozial- 
politisch, sondern auch volkswirtschaftlich durchaus 
vertreten. 
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